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Das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht und das Schleswig-Holsteinische 

Oberverwaltungsgericht bedienen sich zur Erfüllung ihrer Verwaltungsaufgaben einer 

gemeinsamen Verwaltung. Soweit bestimmte Aufgaben nicht der gemeinsamen Ver-

waltung zugeordnet sind, besteht beim Verwaltungsgericht und beim Oberverwal-

tungsgericht jeweils eine eigene Präsidialverwaltung. 

 

Mit den nachfolgenden Informationen erhalten Sie einen Überblick über die Verarbei-

tung Ihrer personenbezogenen Daten in Angelegenheiten der gemeinsamen Verwal-

tung und in Angelegenheiten der Präsidialverwaltung des Oberverwaltungsgerichts so-

wie Ihre Rechte aus dem Datenschutzrecht.  

 

Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist die 

Präsidentin des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts 
Brockdorff-Rantzau-Straße 13 
24837 Schleswig 

E-Mail: verwaltung@ovg.landsh.de 
Telefon: 04621/86-0 
Telefax: 04621/86-1723 
 

Datenschutzbeauftragter ist 

Herr Bernd Petersen 
Brockdorff-Rantzau-Straße 13 
24837 Schleswig 

E-Mail: verwaltung@ovg.landsh.de 
Telefon: 04621/86-0 
Telefax: 04621/86-1723 
 

Die Gerichtsverwaltung verarbeitet personenbezogene Daten der Verfahrensbeteilig-

ten, ihrer Vertreter sowie Dritter, soweit diese Daten von den Beteiligten mitgeteilt oder 

durch Ermittlungen der Verwaltung bekannt werden. Die Daten werden zum Zwecke 



2 
 

der Durchführung des Verwaltungsverfahrens verarbeitet. Die Kategorien personen-

bezogener Daten, die verarbeitet werden, hängen von den Erfordernissen des jeweili-

gen Verfahrens ab. Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung finden sich unter an-

derem in Art. 6 Abs. 1 Buchst. c und e der EU-Datenschutz-Grundverordnung und den 

maßgeblichen Datenschutz- und Verfahrensgesetzen (z. B. Landesdatenschutzge-

setz, Landesverwaltungsgesetz). 

 

Die Daten werden mindestens bis zum endgültigen Abschluss des Verfahrens gespei-

chert. Die Fristen für die Löschung ergeben sich aus Teil 2 Kapitel 3 des Landesjustiz-

gesetzes und aus der Justizschriftgutaufbewahrungsverordnung des Landes Schles-

wig-Holstein.  

 

Personenbezogene Daten werden im Zuge des Verwaltungsverfahrens weitergege-

ben an 

 die Beteiligten des Verfahrens, 

 die gemeinsame dezentrale IT-Stelle der Verwaltungs-, Sozial- und Finanzge-

richtsbarkeit (Gefa) im Rahmen der Anwenderbetreuung auf der Grundlage des 

IT-Justizgesetzes und der IT-Justiz-Verordnung des Landes Schleswig-Hol-

stein, 

 Dritte, soweit dies auf Grund der Ermittlung des Sachverhalts durch die Verwal-

tung erforderlich ist,  

 andere öffentliche Stellen, soweit dies zur Wahrnehmung der ihnen obliegen-

den gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. 

 

Nach Maßgabe der EU-Datenschutz-Grundverordnung haben Sie ein Recht auf Aus-

kunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten (Art. 15), auf Berichtigung unrich-

tiger personenbezogener Daten (Art. 16), auf Löschung personenbezogener Daten 

(Art. 17), auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18) und auf Widerspruch gegen die 

Verarbeitung (Art. 21). Gemäß Art. 23 der EU-Datenschutz-Grundverordnung können 

diese Rechte unter bestimmten Voraussetzungen durch andere Rechtsvorschriften be-

schränkt werden. Sollten Sie von einem der Rechte Gebrauch machen, wird geprüft, 

ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür im Einzelfall erfüllt sind. 
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Es besteht ein Beschwerderecht bei der unabhängigen Aufsichtsbehörde gemäß Art. 

57 Abs. 1 Buchst. f der EU-Datenschutz-Grundverordnung. Die Beschwerde ist zu 

richten an die 

Landesbeauftragte für Datenschutz 
Holstenstraße 98  
24103 Kiel 

E-Mail: mail@datenschutzzentrum.de 
Telefon: 0431/988-1200 
Telefax: 0431/988-1223 
 
 

 

 


